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Allgemeine Chronik

Wirtschaft

Landwirtschaft

Agrarprodukte

Le Conseil national a décidé, à une large majorité de 112 voix contre 47 et 24
abstentions, de suivre sa commission et de soutenir l'instauration de réserves
climatiques pour les vigneron.ne.s. Représentant la CER-CN, Olivier Feller (plr, VD) a
expliqué que si la commission tenait tant à ce texte, c'est parce que l'Administration
fédérale a confirmé qu'un changement de loi au niveau fédéral était nécessaire pour
permettre aux cantons d'autoriser l'instauration de réserves climatiques. Les membres
de la commission sœur auraient ainsi été mal informés, d'où leur refus d'entrer en
matière. En modifiant la loi, les viticultrices et viticulteurs pourraient récolter plus de
raisins les bonnes années pour pouvoir ensuite égaliser avec les mauvaises années de
récolte. Aujourd'hui, une limite du nombre de kilos de raisin récolté par mètre carré est
fixée dans l'ordonnance fédérale ; limite que les cantons n'ont pas le droit de dépasser.
Sans succès, la minorité défendue par Prisca Birrer-Heimo (ps, LU) a dénoncé une
mesure qui mènera à une surproduction de vin et à une demande future des milieux
concernés d'aides fédérales pour écouler la production. Elle dénonce ainsi une
manœuvre bien connue sous la coupole, qu'elle dit avoir eu l'occasion d'observer à de
nombreuses reprises depuis son arrivée au Parlement il y a de cela 13 ans. De plus, les
cantons ont aujourd'hui déjà le pouvoir d'augmenter la limite de kg/m2 de raisin. 
Les soutiens au texte se comptent parmi tous les groupes, mais seule l'UDC a voté en
bloc en faveur de l'initiative parlementaire. Les abstentions sont venues
majoritairement des élu.e.s vert.e.s qui constituent 18 des 24 abstentionnistes. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 21.09.2023
KAREL ZIEHLI

Öffentliche Finanzen

Indirekte Steuern

_ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _

Zusammenfassung
_ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _

Sport- und Kulturvereine. Anheben der Umsatzgrenze für die Befreiung von der
Mehrwertsteuerpflicht

Beruhend auf einer parlamentarischen Initiative Feller (fdp, VD) erhöhten National- und
Ständerat 2021 die Umsatzgrenze für die Befreiung nicht gewinnstrebiger, ehrenamtlich
geführter Sport- und Kulturvereine von der Mehrwertsteuerpflicht von CHF 150'000 auf
CHF 250'000. Die Befürwortenden dieser Erhöhung wollten damit die ehrenamtliche
Arbeit unterstützen, während sie die Gegnerschaft als Wettbewerbsverzerrung
gegenüber des Gastgewerbes erachtete.
_ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 01.08.2019
ANJA HEIDELBERGER

Die Umsatzgrenze für die Befreiung nicht gewinnstrebiger, ehrenamtlich geführter
Sport- und Kulturvereine von der Mehrwertsteuerpflicht in der Höhe von CHF 150'000
werde heute von zahlreichen Vereinen überschritten, erklärte Olivier Feller (fdp, VD) im
Juni 2017. Deren ehrenamtlicher Einsatz, unter anderem auch in der Ausbildung
Jugendlicher, solle aber honoriert und die Umsatzgrenze entsprechend angehoben
werden, forderte er in einer parlamentarischen Initiative. Eine neue Umsatzgrenze von
beispielsweise CHF 500'000 hätte mit jährlichen Steuereinbussen von CHF 5 bis 10
Mio., wie der Bundesrat im Rahmen einer Interpellation Feller (Ip. 17.3029) erklärt habe,
verkraftbare Folgen, so Feller weiter. Dieser Einschätzung stimmte im September 2018
auch die WAK-NR zu, die der Initiative mit 18 zu 2 Stimmen (bei 4 Enthaltungen) Folge
gab. Im August 2019 stimmte die WAK-SR der Entscheidung ihrer Schwesterkommission
mit 5 zu 1 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) zu, weshalb die nationalrätliche Kommission
nun während zweier Jahre eine entsprechende Vorlage ausarbeiten wird. Diese
Arbeiten begann die Kommission im Oktober 2019 damit, dass sie die Verwaltung mit
einem Bericht zu offen gebliebenen Fragen beauftragte. 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 29.08.2019
ANJA HEIDELBERGER
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Im August 2020 legte die WAK-NR ihren Vorentwurf zur parlamentarischen Initiative
Feller (fdp, VD) für eine Anhebung der Umsatzgrenze für die Befreiung nicht
gewinnstrebiger, ehrenamtlich geführter Sport- und Kulturvereine von der
Mehrwertsteuerpflicht vor. Einstimmig beantragte die Kommission, die entsprechende
Umsatzgrenze von bisher CHF 150'000 auf CHF 200'000 zu erhöhen. Damit könnten die
Steuerbelastung und der administrative Aufwand für die Vereine bei vergleichsweise
geringen Steuerausfällen von CHF 1 Mio. pro Jahr reduziert werden. Eine stärkere
Anhebung auf CHF 300'000 lehnte die Kommission mit 21 zu 1 Stimmen ab, da dadurch
zu grosse Wettbewerbsverzerrungen gegenüber dem Gastgewerbe entstehen würden,
dessen Umsatzgrenze weiterhin bei CHF 100'000 liegt. Alternativ hatte die Kommission
auch die Möglichkeit diskutiert, die Umsatzgrenze bei CHF 150'000 zu belassen und
stattdessen Leistungen an Festanlässen und Grümpelturnieren von der Mehrwertsteuer
auszunehmen. Dabei wäre aber die Missbrauchsgefahr zu gross gewesen, sprach sich
die Kommission in ihrer Medienmitteilung gegen diese Möglichkeit aus. 3

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 18.08.2020
ANJA HEIDELBERGER

In der Herbstsession 2021 setzte sich der Nationalrat mit dem Entwurf der WAK-NR zur
Grenze der Mehrwertsteuerpflicht für ehrenamtlich geführte, nicht gewinnstrebige
Sport- und Kulturvereine und gemeinnützige Institutionen auseinander. Daniela
Schneeberger (fdp, BL) und Samuel Bendahan (sp, VD) präsentierten den Entwurf zur
Umsetzung der parlamentarischen Initiative Feller (fdp, VD) für die Kommission:
Demnach soll die Umsatzgrenze für die entsprechenden Vereine von CHF 150'000 auf
CHF 200'000 erhöht werden. Die bisherige Grenze werde von den Vereinen «relativ
schnell überschritten», die danach nötige Mehrwertsteuerabrechnung sei aber trotz
der Pauschalsteuersatzmethode für die ehrenamtlich tätigen Personen sehr
kompliziert. Von der Erleichterung würden nur wenige Vereine – Bendahan sprach von
106 Vereinen – profitieren, diese aber teilweise sehr stark. Nachdem sich
Sprecherinnen und Sprecher der SVP, der SP, der FDP, der Grünen sowie der Mitte für
eine Annahme des Entwurfs ausgesprochen hatten, verteidigte Finanzminister Mauer
die Forderung des Bundesrates nach Nichteintreten. Der Bundesrat bezweifelte
einerseits die Verhältnismässigkeit, wenn 106 Vereinen jährliche Einsparungen über
CHF 1 Mio. gewährt würden, während die Vereine insgesamt jährlich CHF 70 Mio. J+S-
Gelder erhielten. Damit stehe der bürokratische Aufwand «in keinem Verhältnis» zum
Nutzen dieser Massnahme. Andererseits kritisierte Maurer die
Wettbewerbsverzerrungen gegenüber den Gastro-Betrieben – etwa wenn die Vereine
eine Buvette oder eine Festwirtschaft betreiben –, welche ab einem Umsatz von CHF
100'000 steuerpflichtig sind. Wie sich in den vorgängigen Voten abgezeichnet hatte,
sprach sich der Nationalrat erst mit 169 zu 14 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) für
Eintreten aus und nahm den Entwurf anschliessend in der Gesamtabstimmung mit 170
zu 15 Stimmen (bei 3 Enthaltungen) an. Ablehnend äusserte sich nur eine Mehrheit der
GLP-Fraktion sowie je ein Mitglied der SP- und der FDP-Fraktion. 4

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 22.09.2021
ANJA HEIDELBERGER

In der Wintersession 2021 bereinigte das Parlament die Vorlage für eine Erhöhung der
Grenze der Mehrwertsteuerpflicht für ehrenamtlich geführte, nicht gewinnstrebige
Sport- und Kulturvereine und gemeinnützige Institutionen. 

Zu Beginn der Wintersession erhöhte der Ständerat die Schwelle der Umsatzgrenze für
die entsprechenden Vereine noch stärker auf CHF 300'000, die WAK-SR hatte
ursprünglich eine Erhöhung von CHF 150'000 auf CHF 200'000 vorgeschlagen. Mit
dieser erneuten Erhöhung würden lediglich Werbeleistungen, gastgewerbliche
Leistungen, Sponsoring und die Vermietung gewisser Vereinslokalitäten unter dem
entsprechenden Betrag neu nicht mehr mehrwertsteuerpflichtig, argumentierte Stefan
Engler (mitte, GR) für die Kommission. So müssten zusätzlich zu den 45 Sportvereinen,
11 Kulturinstitutionen und 5 sozialen Vereinen, die von einer Grenze von CHF 200'000
profitieren würden, 76 Sportvereine, 22 Kulturinstitutionen und 6 soziale Vereine keine
Mehrwertsteuern mehr bezahlen. Die Mindereinnahmen des Bundes würden dabei von
CHF 1 Mrd. auf CHF 3 Mrd. ansteigen. Erneut wies Finanzminister Maurer erfolglos auf
das fehlende Kosten-Nutzen-Verhältnis dieser Revision hin. Mit einer Enthaltung, aber
ohne Gegenstimmen nahm der Ständerat den Entwurf an (31 zu 0 Stimmen).

Im Nationalrat waren sich die Kommissionsmehrheit und eine Minderheit Feller (fdp,
VD) nicht einig, ob man am Vorschlag der WAK-NR von CHF 200'000 festhalten oder
dem Ständerat beipflichten solle, wobei gemäss Kommissionssprecherin Schneeberger
(fdp, BL) und Kommissionssprecher Bendahan (sp, VD) für die Überlegungen der
Mehrheit insbesondere die Angst vor einer Wettbewerbsverzerrung gegenüber der

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 17.12.2021
ANJA HEIDELBERGER
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Gastrobranche zentral waren. Mit 106 zu 78 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) sprach sich
die Mehrheit für Festhalten aus. 
In der Folge einigten sich die beiden Kammern auf einen Kompromissvorschlag in Form
eine Grenze von CHF 250'000, welchen die WAK-SR in der Zwischenzeit eingebracht
hatte.

Deutlich sprachen sich beide Kammern in den Schlussabstimmungen für die Änderung
des Bundesgesetzes über die Mehrwertsteuer aus: Mit 178 zu 14 Stimmen (bei 1
Enthaltung) hiess der Nationalrat mit Ausnahme der Grünliberalen Fraktion die
Änderung gut, der Ständerat tat dies einstimmig (43 zu 0 Stimmen). 5

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Strassenverkehr

Die Forderung nach einer Vorschrift, wonach in der Werbung für Motorfahrzeuge
jeweils auch auf eine alternative Mobilitätsform aufmerksam gemacht werden muss,
wurde im Nationalrat im März 2023 klar versenkt. Mit 124 zu 60 Stimmen bei 6
Enthaltungen folgte die grosse Kammer damit dem Antrag seiner KVF-NR und lehnte die
parlamentarische Initiative von Isabelle Pasquier-Eichenberger (gp, GE) ab. Geschlossen
für die Initiative stimmten die Fraktionen der Grünen und der SP (bei 6 Enthaltungen),
alle anderen Fraktionen sprachen sich geschlossen dagegen aus.
Während Pasquier-Eichenberger und Florence Brenzikofer (gp, BL) die Bevölkerung mit
der Massnahme für die Themen Klimaschutz, Luftverschmutzung, Lärmbelastung und
gesunder Lebensstil sensibilisieren wollten, erachtete etwa Kommissionssprecher
Matthias Bregy (mitte, VS) die Massnahme als «reine Symbolpolitik». Gregor Rutz (svp,
ZH) befand es zudem als stossend, dem Parlament eine «erzieherische Aufgabe» für die
Bevölkerung zuzuweisen. Der zweite Kommissionssprecher Olivier Feller (fdp, VD) fügte
an, dass die Initiative die Werbefreiheit und damit den ökonomischen
Freiheitsgedanken einschränke. Mit dem ablehnenden Entscheid des Nationalrats war
die Initiative erledigt. 6

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 15.03.2023
MARCO ACKERMANN

Sind die Tage der Verbrennungsmotoren gezählt, wie es Gabriela Suter (sp, AG) im März
2023 im Nationalrat prophezeite? Bei der Frage, ob ab 2035 keine Neuwagen mit
Verbrennungsmotoren mehr in Verkehr gesetzt werden dürfen, zeigte sich der Rat
uneins. Während sich die Fraktionen der SP, der Grünliberalen und der Grünen
zusammen mit einzelnen Stimmen aus der Mitte-Fraktion für diese Einschränkung bei
Wagen der Führerausweiskategorie B aussprachen, stimmten die SVP-Fraktion, die
FDP-Fraktion und die grosse Mehrheit der Mitte-Fraktion gegen die entsprechende
parlamentarische Initiative Suter (sp, AG).
Sprecher Olivier Feller (fdp, VD) erklärte im Namen der Kommissionsmehrheit, dass die
Reduktion der CO2-Emissionen durch technologieneutrale Bestimmungen zu erreichen
sei. Dabei verwies er auch auf Bestrebungen aus der Industrie, klimaneutrale
Treibstoffe (E-Fuels) und spezielle Verbrennungstechnologien zu entwickeln. Die
Mehrheit der Kommission lehne es deshalb ab, Verbrennungsmotoren per se zu
verbieten.
Im Namen der Kommissionsminderheit erklärte Katja Christ (glp, BS), dass die Schweiz
ab 2050 gemäss dem Pariser Abkommen klimaneutral sein möchte und es deshalb
schon mathematisch logisch sei, Autos mit Verbrennungsmotoren bei einer
Nutzungsdauer von 15 Jahren ab 2035 für den Verkauf zu verbieten. Die Baslerin fügte
an, dass die Branche selbst ein Zulassungsverbot unterstütze, um Planungssicherheit
für Investitionen zu gewinnen. Bezüglich des Arguments von Olivier Feller mahnte sie,
dass bei einem Verkaufsverbot in der EU und einer technologieneutralen Gesetzgebung
in der Schweiz die Gefahr drohe, dass Restbestände an Verbrennern ab 2035 in die
Schweiz geliefert und damit Fortschritt und Innovation gehemmt würden. Zudem
verwies sie darauf, dass in dieser ersten Phase erst der grundsätzliche Handlungsbedarf
beraten werde und in einer zweiten Phase mit dem konkreten Erlassentwurf «sowohl
die Jahreszahl eines allfälligen Verbots als auch die genaue Formulierung eines
allfälligen Verbots» durch das Parlament präzisiert werden könnten. Auch die Initiantin
Gabriela Suter richtete anschliessend mahnende Worte an den Rat, der der
parlamentarischen Initiative jedoch mit 106 zu 83 Stimmen bei 1 Enthaltung keine Folge
gab. Die Initiative war damit erledigt. 7

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 15.03.2023
MARCO ACKERMANN
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Agglomerationsverkehr, öffentlicher Verkehr

Bei der Frage, ob Kantone und Gemeinden die Benützung der öffentlichen
Verkehrsmittel gratis ausgestalten können sollen, zeigte sich im Nationalrat in der
Frühjahrssession 2023 ein klarer Links-Rechts-Graben. Mit 126 zu 61 Stimmen bei 9
Enthaltungen unterlagen die Fraktionen der SP, der Grünen sowie ein Mitglied der
Mitte-Fraktion beim Antrag, der parlamentarischen Initiative Prezioso Batou (egsols, GE)
Folge zu geben, den anderen Fraktionen deutlich. Die Grünen-Nationalrätin Florence
Brenzikofer (gp, BL) erklärte im Rat als Minderheitsvertreterin, dass es bei der
verlangten Anpassung der Bundesverfassung nicht darum gehe, den ÖV flächendeckend
kostenlos auszugestalten: Der Initiative sei vielmehr aus «staatspolitischen Gründen»
Folge zu geben, damit Gemeinden und Kantone die Möglichkeit erhielten, «aus
ökologischen oder aus gesellschaftspolitischen Gründen die Einführung von
kostenfreien öffentlichen Verkehrsmitteln zu diskutieren und darüber zu entscheiden».
Sie verwies damit auf eine im Jahr 2014 im Zuge des direkten Gegenentwurfs zur Fabi-
Initiative eingeführte Bestimmung in der Bundesverfassung, welche eine angemessene
Kostendeckung des öffentlichen Verkehrs durch die ÖV-Benutzenden verlangt. In der
Folge sei es in diversen Fällen zu juristischen Auslegungsschwierigkeiten über die
Vereinbarkeit mit den übergeordneten Bestimmungen gekommen, wenn Städte oder
Kantone über die Einführung von kostenlosem ÖV diskutiert hätten.
Kommissionssprecher Matthias Bregy (mitte, VS) warnte vor einem Paradigmenwechsel
und betonte, wie wichtig es sei, dass ÖV-Teilnehmende einen Kostenbeitrag leisteten.
Die Annahme der Initiative führe zu höheren Kosten, zu weniger Anreizen für
Investitionen, zu einer unangemessenen Giesskannenverbilligung und es gebe auch
keinen staatspolitischen Grund für eine Änderung, da wohl kein Kanton dazu bereit
wäre, die Kosten vollumfänglich zu tragen. Ins gleiche Horn blies auch
Kommissionssprecher Olivier Feller (fdp, VD), der es als «Illusion» bezeichnete, den ÖV
als kostenlos zu betrachten. Die Initiative war mit der Ablehnung im Nationalrat
erledigt. 8

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 06.03.2023
MARCO ACKERMANN
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